
Recht 

Ein Schritt zur Vereinfachung 
im Tiroler Agrarrecht 

von HR Dr. Josef Guggenberger 

Bei der 3. Sitzung der 11. Tagung des Tiroler Landta- 
ges wurde am 1.7.1998 eine Novelle zum Tiroler Flur- 
verfassungslandesgesetz beschlossen. Diese wurde 
nunmehr im LGBLNr. 7711998 kundgemacht und ist am 
07.September 1998 in Kraft getreten. 
Nach den Zielsetzungen dieser Novelle sollen einer- 
seits auf gesetzlicher Ebene Klarstellungen in Berei- 
chen erfolgen, in denen in der Vollziehung immer wie- 
der Probleme aufgetreten sind; so soll eine praxisbe- 
zogenere Gestaltung der Einladung zur Vollversamm- 
lung von Agrargemeinschaften erfolgen. Andererseits 
werden Verwaltungsvereinfachungen herbeigeführt, 
wie etwa durch die Reduktion agrarbehördlicher Ge- 
nehmigungspflichten und die ,,Konzentrierung" der 
agrarbehördlichen Tätigkeit gegenüber Agrargemein- 
schaften, in Aufsichts-, wie in Einspruchs-(Beschwer- 
de)Verfahren, auf das ,,wesentliche Interesse". 

Gesetzliche Regelungen be- 
züglich der Flurverfassung sind 
nach Art. 12 Abs. 1 Zif. 3 B-VG 
Angelegenheiten der Bodenre- 
form. Der Bund erläßt Grund- 
satzgesetze, die Länder haben 
dazu Ausfihtungsgesetze zu er- 
lassen und die Vollziehung der 
Bodenreformgesetze durch 
Agrarbehörden zu besorgen. 

Hinsichtlich der Agrarge- 
meinschaften bestimmt nun $ 
3 1 Abs. 2 des Flurverfassungs- 
grundsatzgesetzes 195 1, 
i.d.g.F. BGB1. Nr. 903/1993 
(FGG), daß für Agrargemein- 
schaften „in den Venvaltungs- 
Satzungen eine körperschaftli- 
che Verfassung vorzusehen 
ist". Unter der Rubrik „Über- 
wachung der Agrargemein- 
schaften" verfügt $ 36 Abs. 1 
des FGG, daß d i e  Agrar- 
behörden die Agrargemein- 
schaften zu überwachen ha- 
ben". 

Im Q 34 des Tiroler Flurver- 
fassungslandesgesetzes (als 
Ausführungsgesetz zum Bun- 
desgrundsatzgesetz) wird nun 
normiert, was eine Agrarge- 

meinschaft ist (Abs. l), daß die 
Einrichtung und die Tätigkeit 
von Agrargemeinschaften von 
amtswegen bzw. auf Antrag 
durch Satzungen zu regeln ist 
(Abs. 2) und daß Agrargemein- 
schaften als ,,Körperschaften 
des öffentlichen Rechtes" an- 
zusehen sind. In den @ 35 und 
36 sind Regelungen zur Orga- 
nisation von Agrargemein- 
schafien enthalten. Nach 5 31 
hat die Agrarbehörde die Auf- 
sicht über die Agrargemein- 
schaften zu führen; über Strei- 
tigkeiten aus dem Mitglied- 
schaftsverhältnis zwischen der 
AgrargemeinSchaft und ihren 
Mitgliedern oder den Mitglie- 
dem untereinander hat die 
Agrarbehörde unter Ausschluß 
des Rechtsweges zu entschei- 
den ($ 37 Abs. 2). 

Die Änderungen 

Die Änderungen lassen 
sich in folgende Punkte zusam- 
menfassen: 
1 .  Aufsichtsmittel der Agrar- 
behörde werden mehr konkre- 
tisiert; Streitigkeiten aus dem 

Mitgliedschaftsverhält- 
nis bei der Agrarbehörde 
können nur mehr bei 
wesentlicher Interessensverlet- 
zung des Mitgliedes „erfolg- 
reich" sein. 
2. Ertragsverteilungen und 
Darlehensaufnahmen unterlie- 
gen nicht mehr der agrar- 
behördlichen Genehmigungs- 
Pflicht; mehr Autonomie für 
Agrargemeinschaften. 
3. Praxisbezogenere Gestal- 
tung von Einladungen zu Voll- 
versammlungen. 
4. Entfall der Genehmigungs- 
Pflicht bei der Teilung einer 
Stammsitzliegenschaft, wenn 
lediglich bis zu 1000 m2 abge- 
schrieben werden: 
5 .  Entfall der Zustimmung der 
Agrargemeinschaft beim Er- 
werb einer Mitgliedschaft 
durch ein Nichtmitglied. 
6. Übergangsregelungen. 

Aufsichtsmaßnahmen 

Zunächst zur Konkretisie- 
rung der Aufsichtsmaßnahmen 
der Agrarbehörde sowie zu 
den Streitigkeiten aus dem 
Mitgliedschaftsverhältnis bei 
der Agrarbehörde, die nur bei 
wesentlicher Interessensverlet- 
zung des beschwerdeführen- w 
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den Mitgliedes Erfolg haben 
können: 

Die Agrargemeinschaften 
unterliegen der Aufsicht durch 
die Agrarbehörde. Die Auf- 
sicht erstreckt sich auf: 

a) die Einhaltung der Be- 
stimmungen dieses Gesetzes 
und der Satzungen; 

b) die Zweckmäßigkeit der 
Bewirtschaftung der agrarge- 
meinschaftlichen Grundstücke 
und des sonstigen Vermögens 
der Agrargemeinschaften ( Q  37 
Abs. 1).  

Als Aufsichtsmaßnahmen 
der Agrarbehörde gegenüber 
Agrargemeinschaften sind 
nach der bisherigen Gesetzes- 
lage für bestimmte Beschlüsse 
agrarbehördliche Genehmigun- 
gen erforderlich ( Q  37 Abs. 4); 
dazu gehören die Beschlüsse 
über die Verteilung von Er- 
tragsüberschüssen auf Mitglie- 
der (lit. a), die Aufnahme von 
Darlehen, die Umwandlung 
von Schulden, die Übernahme 
einer Haftung und die Ge- 
währung von Darlehen (lit. b), 
sowie die Emchtung von er- 
werbswirtschaftlichen Unter- 
nehmen, insbesondere die Aus- 
übung eines Gewerbes, der 
Beitritt zu erwerbswirtschaftli- 
chen Unternehmen und der Er- 
werb und die Veräußerung von 
Gesellschaftsanteilen (iit. c). 
Beschlüsse, die Gesetze verlet- 
zen, hat die Agrarbehörde als 
Aufsichtsbehörde aufinheben. 
Bei Vernachlässigung der sat- 
zungsmäßigen Aufgaben durch 
Organe der Agrargemeinschaft 
b e .  bei Vernachlässigung der 
Bestellung der Organe einer 
Agrargemeinschaft kann die 
Agrarbehörde als Aufsichts- 
maßnahme einen Sachverwal- 
ter auf Kosten der Agrarge- 
meinschaft bestellen ( 5  37 Abs. 
3). Über Streitigkeiten aus dem 
Mitgliedschaftsverhältnis zwi- 

schen der Agrargemeinschaft 
und ihren Mitgliedern oder 
zwischen den Mitgliedern un- 
tereinander entscheidet die 
Agrarbehörde unter Ausschluß 
des Rechtsweges ( Q  37 Abs. 2). 

Selbstverwaltung 

Die dargelegten grundsatz- 
gesetzlichen Regelungen und 
die landesgesetzlichen Aus- 
führungsbestimmungen im Ti- 
roler Flurverfassungslandesge- 
setz lassen keinen Zweifel of- 
fen, daß Agrargemeinschaften 
Selbstverwaltungskörper sind, 
die grundsätzlich eigenverant- 
wortlich und unter Einhaltung 
von Gesetz und agrarbehördli- 
chen Regulierungsplänen sich 
selber zu verwalten haben. 
Wenn vom Regulierungsplan 
die Rede ist, dann sind damit 
selbstverständlich Wirtschafts- 
pläne und Verwaltungssatzun- 
gen mitumfaßt; Wirtschafts- 
pläne und Verwaltungssatzun- 
gen sind nämlich Bestandteil 
des Regulierungsplanes, auch 
wenn Wirtschaftspläne und 
Verwaltungssatzungen in ge- 
trennten Bescheiden erlassen 
worden sein mögen ( Q  65 Abs. 
2 lit. f). Ebenso sind vorläufige 
Verwaltungssatzungen und 
Wirtschaftspläne im Sinne des 
Q 70 vom Inhalt her als (vor- 
weggenommene) Regelungen 
eines Regulierungsplanes zu 
betrachten; auch die Einhal- 
tung solcher „Bestandteile" ei- 
nes Reguliemngsplanes unter- 
liegt der Aufsicht durch die 
Agrarbehörde. 

Die Aufsicht der Agrar- 
behörde erstreckt sich auf die 
gesamte Tätigkeit der Agrarge- 
meinschaften. Die Aufsichts- 
behörde darf in die Selbstver- 
waltung von Agrargemein- 
schaften nur unter gesetzlich 
genau geregelten Vorausset- 
zungen ,,eingreifen"; die „Auf- 

sichtsmittel" der Agrarbehörde 
müssen gesetzlich hinreichend 
bestimmt sein. Die Aufsicht 
der Agrarbehörde ist von Amts 
wegen auszuüben; ein subjek- 
tives Recht auf die Verfügung 
von aufsichtsbehördlichen 
Maßnahmen besteht nicht. Bei 
Aufsichtsmaßnahmen der 
Agrarbehörde gegenüber einer 
Agrargemeinschaft, also bei 
„Eingriffsmaßnahmen" in die 
Selbstverwaltung von Agrar- 
gemeinschaften muß der 
Grundsatz der ,,Verhältnis- 
mäßigkeit" zwischen gewähl- 
tem Aufsichtsmittel und da- 
durch bewirktem Eingriff in 
die Selbstverwaltung gelten. 

Streitigkeiten 

Nach der geltenden Geset- 
zeslage dürfen auch Streitig- 
keiten aus dem Mitglied- 
schaftsverhältnis zur Agrarge- 
meinschaft bei der Agrarbehör- 
de ausgetragen werden ( Q  37 
Abs. 2). Zusätzlich muß nach 
der bisherigen Gesetzeslage in 
der Satzung noch ein ,,Rechts- 
mittel mit Rechtsmittelzug" ge- 
gen jeden agrargemeinschaft- 
lichen Beschluß enthalten sein 
( Q  36 Abs. 1 lit. e). 

Die gesetzliche Anordnung 
eines „Rechtsmittels mit 
Rechtsmittelzug" gegen jeden 
agrargemeinschaftlichen Ge- 
meinschaftsbeschluß, wie dies 
im 36 Abs. 1 lit. e bisher an- 
geordnet war, mag geschichtlich 
seine Berechtigung darin gehabt 
haben, daß die Agrargemein- 
schaften zur Zeit ihrer Regulie- 
rung einen besonderen „Betreu- 
ungsbedarf' durch die Agrar- 
behörde gehabt haben; die regu- 
lierten Agrargemeinschaften ha- 
ben sich aber in der Praxis bei 
ihrer gemeinschaftlichen Be- 
wirtschaftung und Verwaltung 
ihres Gemeinschaftsgebietes 
und Gemeinschaftsvermögens 
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„etabliert", sie sind im Laufe 
der Zeit nunmehr sozusagen der 
Notwendigkeit zur „strengen" 
Fürsorge, wie in der Anfangs- 
phase („Kinderstube"), längst 
entwachsen. Die gesetzliche 
Pflicht zum ,,Rechtsmittel und 
zum Rechtsmittelzug" gegen je- 
den Gemeinschaftsbeschluß 
muß heute als „überfürsorglich" 
und mit den Grundsätzen der 
Selbstverwaltung und Eigenver- 
antwortung der Agrargemein- 
schaften im Widerspruch ste- 
hend gesehen werden. 

Keine Überfürsorge 

Eine grundsatzgesetzliche 
Vorgabe für den Landesgesetz- 
geber, so weitgehend ausge- 
prägte Rechtsmittelmöglich- 
keiten gegen jeden (ohnehin 
nach demokratischen Regeln 
zustandegekommen) agrarge- 
meinschaftlichen Gemein- 
schaftsbeschluß vorzusehen, 
ist im Bundesgrundsatzgesetz 
(FGG), wie bereits dargelegt 
wurde, ohnehin nicht enthal- 
ten. Hinzu kommt noch, daß 
aus der Sicht der öffentlichen 
Verwaltung, also aus der Sicht 
der agrarbehördlichen Auf- 
sicht über Agrargemeinschaf- 
ten, nicht nur Interessen des 
einzelnen Mitgliedes zu wah- 
ren sind, sondern zumindest 
gleichermaßen auch das Inter- 
esse der Agrargemeinschafts- 
mehrheit und deren Anspruch 
auf Verwirklichung körper- 
schaftlicher Autonomie und 
auf Verwirklichung der Hand- 
lungsfahigkeit der Agrarge- 
meinschaften jeweils Berück- 
sichtigung finden müssen. 
Auch die eine Willensbildung 
tragende Mehrheit hat An- 
spruch auf Schutz vor einer 
Minderheit (VwGH vom 
19.5.1994, 94/07/0045). 

Die gesetzlichen Regelun- 
gen über die aufsichtsbehördli- 

che Tätigkeit der Agrarbehörde 
gegenüber Agrargemeinschaf- 
ten und über die Zuständigkeit 
der Agrarbehörde über Streitig- 
keiten aus dem Mitglied- 
schaftsverhältnis zu entschei- 
den, schafften für jedes Agrar- 
gemeinschaftsmitglied die 
Möglichkeit, sozusagen gegen 
jeden Beschluß im Ausschuß 
oder in der Vollversammlung 
einen Streit bei der Agrar- 
behörde und im Berufungsweg 
beim Landesagrarsenat anhän- 
gig zu machen. Bei manchen 
Agrargemeinschaften wurde 
von dieser „Rechtsmittelmög- 
lichkeit" so weitgehend Ge- 
brauch gemacht, daß die im 
Rahmen der Privatautonomie 
der Agrargemeinschaft erfolg- 
ten Beschlußfassungen „auto- 
matisch'' zum Gegenstand von 
Einspruchs- b m .  Berufungs- 
entscheidungen bei der Agrar- 
behörde b m .  beim LAS (mit 
folgender Beschwerdemög- 
lichkeit an den Verfassungs- 
und Verwaltungsgerichtshof) 
gemacht wurden. Im Ergebnis 
wurde die Agrarbehörde so, 
mit der Vielzahl ihrer Entschei- 
dungen, zum eigentlichen (die 
Selbstverwaltung der Agrarge- 
meinschaft sozusagen „erset- 
zenden'') ,,Geschäftsführer" 
von so manchen Agrargemein- 
schaften, die im Rahmen des 
der Agrargemeinschaft zukom- 
menden (eigenen) Wirkungs- 
bereiches ihre Entscheidungen 
zu treffen hätten, gemacht. 

Agrarbehörde als 
Geschäftsfü hrer 

Jede Einspruchserhebung 
bewirkte die Einleitung und 
Durchführung eines oft auf- 
wendigen agrarbehördlichen 
Ermittlungsverfahrens und die 
Erlassung eines agrarbehördli- 
chen Bescheides. In der Praxis 
wurde die Agrarbehörde durch- 

I Elektrizitätswerke - Elektro-Installationen - Solaranlagen I 
I Kajelan Sladler, Elektrounlernehmen, 6313 Wildschönau I Auflach I Timl, Tel.: 0533918912. Fax: 0533912424 I 

Tirol Solaranlagen jeder Größe 

Wegs mit „Bagatellsituationen" 
befaßt, die ihre Ursache zu- 
meist ohnehin mehr im priva- 
ten und persönlichen Bereich 
der Mitglieder zueinander hat- 
ten. Verwaltungsaufwand und 
Verwaltungserfolg standen - 
dies vor allem bei ,,notori- 
scher" Einspruchserhebung! - 
in krassem Mißverhältnis. 

In der Praxis führten die 
Aufsichtsbestimmungen des 0 
37 Abs. 1 und Abs. 6 durch- 
wegs dazu, daß die Agrar- 
behörde jeden materiellen oder 
formellen Mangel bei agrarge- 
meinschaftlichen Willensbil- 
dungen (Beschlüssen) aufgrei- 
fen mußte; jede geringste auch 
nur objektive Rechtswidrigkeit 
führte dazu, daß die Agrar- 
behörde durch Aufhebung von 
Ausschuß- oder Vollversamm- 
lungsbeschlüssen in die Selbst- 
verwaltung von Agrargemein- 
schaften eingreifen mußte, 
auch wenn tatsächlich eine 
Verletzung von wesentlichen 
Interessen der Agrargemein- 
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schaft oder ihrer Mitglieder 
nicht vorlag, ja in Einzelfällen 
sogar deren Verletzung nicht 
einmal im Einspruchswege be- 
hauptet wurde. In einem Fall 
hat z.B. die Vollversammlung 
nur aus Versehen in einer An- 
gelegenheit beschlossen, wo- 
mit sich aber nach der Satzung 
das ,,kleinere" Organ, der Aus- 
schuß befassen hätte müssen. 

Das einsprucherhebende 
Agrargemeinschaftsmitglied 
war hier sogar - durch die 
Möglichkeit der Für- und Wi- 
derdiskussion in der Vollver- 
sammlung und durch die 
Ankündigung des Beschlußge- 
genstandes in der Einladung 
zur Vollversammlung - in sei- 
nen Möglichkeiten zur Mitwir- 
kung an der gemeinschaftli- 
chen Willensbildung „besser- 
gestellt", als dies bei einer Be- 
schlußfassung bloß im Aus- 
schuß der Fall gewesen wäre. 

Erkenntnis des Tiroler 
Landesagrarsenates 

Der Einspruchswerber war 
nämlich gar nicht Mitglied im 
Ausschuß. Genau dieser Sach- 
verhalt lag z.B. dem Erkenntnis 
des Tiroler Landesagrarsenates 
(LAS) vom 4.9.1997, LAS - 
528/3, zugrunde. In diesem Er- 

kenntnis gelangte der LAS zur 
Auffassung, daß ein Vollver- 
sammlungsbeschluß schon des- 
halb zu beheben wäre, weil die 
Vollversammlung in einer An- 
gelegenheit beschlossen habe, 
womit sich nach der Satzung 
der Ausschuß der Agrargmein- 
schaft befassen hatte müssen, 
auch wenn sich der Beschwer- 
deführer in seinem Vorbringen 
an die Agrarbehörde wie auch 
an den LAS dadurch gar nicht 
beschwert erachtet hatte. Die 
vom Beschwerdeführer ge- 
wünschte inhaltliche Auseinan- 
dersetzung mit seinem Vorbrin- 
gen gegen den angefochtenen 
Vollversammlungsbeschluß - 
wie dies in der vorangegange- 
nen Entscheidung der Agrar- 
behörde I. Instanz noch gesche- 
hen ist - ist im genannten LAS- 
Erkenntnis SO unterblieben; der 
Beschwerdeführer hatte ,,Er- 
folg'', obwohl er inhaltlich si- 
cherlich nicht „recht" hatte. Der 
Einspruchswerber hat also im 
Ergebnis die Überprüfung der 
objektiven Rechtmäßigkeit von 
agrargemeinschaftlichen Be- 
schlüsssen im Berufungswege 
veranlaßt, ohne daß er dies 
wollte und ohne daß tatsächlich 
auch in dessen subjektive Rech- 
te eingegriffen worden wäre. 
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Einspruchwerber als 
,,Beschützer" 

In der Praxis verstehen sich 
die Einspruchwerber in ihren 
Einspruchsausführungen häu- 
fig als ,,Beschützer" der agrar- 
gemeinschaftlichen Interessen, 
also der Agrargemeinschaft 
selbst, ohne daß sie eine Ver- 
letzung und das Ausmaß der 
Beeinträchtigung ihrer materi- 
ellen Mitgliedschaftsrechte 
durch den bekämpften Ge- 
meinschaftsbeschluß behaup- 
ten und im Antrag an die 
Agrarbehörde auch plausibel 
darlegen. 

Der Gesetzgeber normiert 
die Agrarbehördenzuständig- 
keit, „unter Ausschluß des 
Rechtsweges" über Streitigkei- 
ten aus dem Mitgliedschafts- 
Verhältnis zur Agrargemein- 
schaft entscheiden zu müssen. 
Der Gesetzgeber selber sieht 
darin also eine an und für sich 
„zivile" Streitigkeit, welche 
aber in diesen besonderen Fäl- 
len bei der Agrarbehörde (arg. 
,,unter Ausschluß des Rechts- 
weges") auszutragen ist. 

In einer Zivilstreitigkeit bei 
Gericht ist es aber „selbstver- 
ständlich'', daß der Klagsgegen- 
stand, also der „Streit" genau 
dargelegt werden muß. In der 
Klagserzählung ist auch darzu- 
legen, wodurch und in welchem 
Umfang sich der Kläger in sei- 
nen rechtlich geschützten Inter- 
essen beeinträchtigt fühlt. Es ist 
daher wohl naheliegend, daß ein 
Einspruchswerber, der eine ,,zi- 
vile'' Streitigkeit aus seiner Zu- 
gehörigkeit zur Agrargmein- 
schaft bei der Agrarbehörde an- 
hängig macht, in seinem Antrag 
(Einspruch) an die Agrarbehör- 
de gehalten ist, darzulegen, 
worin ein Streit zwischen ihm 
und der Agrargemeinschaft - 
aus Anlaß eines in Beschwerde 
gezogenen Gemeinschaftsbe- 
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schlusses - gelegen sein mag 
und wodurch und in welchen 
(wesentlichen) subjektiven 
(Mitgliedschafts-)Interessen das 
Agrargemeinschaftsmitglied 
sich durch diesen Agrargemein- 
schaftsbeschluß verletzt erach- 
tet. Es kann nicht Aufgabe der 
Agrarbehörde sein, von Amts 
wegen aus Anlaß eines Einspru- 
ches, sozusagen in ,jede mögli- 
che Richtung" - als Rechtsan- 
spruch des Einspruchswerbers 
und losgelöst von dessen Vor- 
bringen - zu erheben, ob objek- 
tive oder subjektive Rechtsver- 
letzungen in Gemeinschaftsbe- 
schlüssen gelegen sein könnten. 
Eine Mitwirkungspflicht des 
Einspruchswerbers im Sinne ei- 
ner Darlegung des Streites und 
seiner wesentlichen Interessens- 
Verletzung ist also dringend er- 
forderlich! 

Welchen „Weg" beschreitet 
nun der Tiroler Landesgesetzge- 
ber in „dieser Frage" durch die 
Novelle zum Tiroler Flurverfas- 
sungslandesgesetz? Bei den 
Aufgaben der Agrargemein- 
schaft und ihren Mitgliedern 
muß zwischen zwei Aufgaben- 
bereichen unterschieden wer- 
den. Zum einen haben die 
Agrargemeinschaft wie auch die 
anderen Mitglieder die Ver- 
pflichtung, die im Regulierungs- 
plan festgestellten Agrargemein- 
schaftsnutzungen für ein Agrar- 
gemeinschaftsmitglied zu er- 
möglichen. Es handelt sich da- 
bei um von Gesetz und Regulie- 
rungsplan ,,übertragene" (d.h. 
zugewiesene) Aufgaben für die 
Gemeinschaft und ihre Mitglie- 
der. Wird einem Agrargemein- 
schaftsmitglied die Anteilsnut- 
zung (2.B. Holz) strittig gemacht 
bzw. nicht herausgegeben oder 
wird dem Agrargemeinschafts- 
mitglied verwehrt, eine be- 
stimmte Viehzahl oder Viehgat- 
tung im Rahmen seines Anteils- 

betreffnisses auf die Weide trei- 
ben zu dürfen, so handelt es sich 
dabei um typische Streitigkeiten 
aus dem Mitgliedschaftsverhält- 
nis die „im Kern" agrargemein- 
schaftliche Nutzungen betreffen. 
In diesem Fall bietet der Gesetz- 
geber eine reformatorische Ent- 
scheidung der Streitigkeit durch 
die Agrarbehörde an. Die Agrar- 
gemeinschaft oder ihre Mitglie- 
der können in solchen Verfahren 
zu einem Tun (z.B. Herausgabe 
des Holzbezuges), aber auch zu 
einem Dulden oder Unterlassen 
(Feststellung der Berechtigung, 
Vieh auf die Weide treiben zu 
dürfen oder eine bestimmte 
Viehgattung - etwa Pferde von 
der Gemeinschaftsweide abzu- 
halten) verpflichtet werden. 

Eigenverantwortlich keit 
der Agrargemeincchaft 

Im anderen Bereich wird die 
Agrargemeinschaft im Rahmen 
ihrer Selbstverwaltung eigen- 
verantwortlich und privatauto- 
nom tätig (wenn man so will, 
also im ,,eigenen" Wirhngsbe- 
reich). Die Agrargemeinschaft 
faßt z.B. Beschlüsse, einen 
Traktor anzukaufen, eine Weg- 
fläche an die Gemeinde als öf- 
fentlichen Gemeindeweg abzu- 
treten, eine Spende an die Feu- 
erwehr oder die Musikkappelle 
zu geben, bei einer Vollver- 
sammlung ein „Schnitzel" für 
die Agrargemeinschaftsmitglie- 
der zu bezahlen, ein elektrisches 
Geläute in einer der Agrarge- 
meinschaft gehörigen Kirche zu 
installieren, ein Darlehen aufzu- 
nehmen, einen Ertragsüber- 
schuß aufiuteilen, eine Jagd zu 
verpachten, eine bestimmte Per- 
son als Hirten anzustellen, einen 
Weg neu zu schottern und vieles 
andere mehr. 

Vor allem in diesem Be- 
reich der Tätigkeit von Agrar- 
gemeinschaften kommt der 

für Haushalt, Gewerbe 
und Landwirtschaft 

- die umweltfreundlichste Stromerzeugung! 

Wasser I m m  Beratung 
Planung 
Installation 

I h r  S p e z i a l i s t :  

A-6773 Vandans 
Tel. 0 55 56/72 7 54. Fax 0 55 56/73 5 89 

Aufsichtspflicht der Agrar- 
behörde wesentliche Bedeu- 
tung zu. Neben Genehmi- 
gungsvorbehalten für be- 
stimmte Beschlüsse (Abs. 4), 
neben der Möglichkeit der Be- 
stellung eines Sachverwalters 
(Abs. 3), neben der Möglich- 
keit zur rein tatsächlichen Ein- 
flußnahme der Agrarbehörde 
auf die Selbstverwaltung der 
Agrargemeinschaften (Abs. 2) 
kann die Agrarbehörde als 
Kassationsinstanz agrarge- 
meinschaftliche Beschlüsse 
dann beheben, wenn sie rechts- 
widrig sind und dadurch we- 
sentliche Interessen der Agrar- e 
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gemeinschaft oder ihrer Mit- 
glieder verletzt würden. In die- 
sem Bereich gibt es also keine 
reformatorischen Entscheidun- 
gen der Agrarbehöde, sondern 
lediglich (kassatorische) Auf- 
sichtsentscheidungen. 

Zur neuen Gesetzes- 
lage dazu: 

Schon in der Rubrik zum 
neu formulierten $ 37 wird 
klargestellt, daß einerseits zwi- 
schen bloßer „Aufsicht über 
die Agrargemeinschaften" und 
andererseits zwischen „Strei- 
tigkeiten" aus dem Mitglied- 
schaftsverhältnis unterschie- 
den wird. Gleichzeitig wird 
aber auch zum Ausdruck ge- 
bracht, daß das gesetzliche An- 
gebot an die Agrargemein- 
schaftsmitglieder, Streitigkei- 
ten aus dem Mitgliedschafts- 
Verhältnis bei der Agrarbehör- 
de (ohne jede Stempel- und 
Rechtsgebühren, siehe $ 15 
AgrVG) austragen zu können, 
eng und untrennbar mit der 
Aufsichtstätigkeit der Agrar- 
behörde verknüpft sind. 

Als Aufsichtsbehörde ist 
die Agrarbehörde befugt, „sich 
über alle Angelegenheiten der 
Agrargemeinschaften zu unter- 
richten. Die Mitglieder und die 
Organe der Agrargemeinschaf- 
ten sind verpflichtet, den Orga- 
nen der Agrarbehörde auf Ver- 
langen Einsicht in Geschäfts- 
unterlagen zu gewähren, 
Schriftstücke vorzulegen oder 
sonstige Unterlagen zur Verfü- 
gung zu stellen, den Zutritt zu 
Grundstücken, Gebäuden und 
sost igen Anlagen zu ge- 
währen und die erforderlichen 
Auskünfte zu erteilen, soweit 
dies zur Ausübung der Auf- 
sicht erforderlich ist. Die 
Agrarbehörde kann Sitzungen 
der Organe der Agrargemein- 
schaften einberufen. Sie ist fer- 

ner berechtigt, zu den Sitzun- 
gen der Organe der Agrarge- 
meinschaften Vertreter zu ent- 
senden. Diese sind berechtigt, 
an den Sitzungen mit beraten- 
der Stimme teilzunehmen und 
Anträge zu stellen" ($ 37 Abs. 
2). Darin liegt eine wesentliche 
gesetzliche Konkretisierung 
des Rechten- und Pflichten- 
kreises zwischen der Agrarg- 
meinschaft und der Agrar- 
behörde. 

,,Beschlüsse, die gegen die- 
ses Gesetz oder den Regulie- 
rungsplan einschließlich eines 
Wirtschaftsplanes oder einer 
Satzung verstoßen und dabei 
wesentliche Interessen der 
Agrargemeinschaft oder ihrer 
Mitglieder verletzen, sind von 
der Agrarbehörde aufzuheben. 
Drei Jahre nach der Be- 
schlußfassung ist eine Aufhe- 
bung nicht mehr zulässig" ($ 
37 Abs. 6). 

Das Aufsichtcrecht 

Das Aufsichtsrecht der 
Agrarbehörde gegenüber 
Agrargemeinschaften stellt für 
die Behörde zweifelsohne 
auch eine Aufsichtspflicht dar. 
Ein subjektiv öffentliches 
Recht auf gesetzmäßige Ausü- 
bung der den Agrarbehörden 
auferlegten Aufsichtspflicht 
über Agrargemeinschaften 
steht weder Agrargemein- 
schaftsmitgliedern noch der 
Agrargemeinschaft selber zu 
(vgl. VwGH vom 11.7.1996, 
94/07/0059-5). 

In den Erläuternden Bemer- 
kungen (E.B.) zur Gesetzesno- 
velle stellt der Gesetzgeber 
klar, daß „Agrargemeinschaf- 
ten Körperschaften öffentli- 
chen Rechtes sind". Sie sind 
Selbstverwaltungseinrichtun- 
gen, die nach Gesetz, Regulie- 
rungsplan, Wirtschaftsplan und 
Satzungen ihre Entscheidungen 

grundsätzlich autonom und ei- 
genverantwortlich zu treffen 
haben. Von diesem Grundver- 
ständnis ist bei allen Aufsichts- 
maßnahmen der Agrarbehörde, 
einschließlich bei Streitent- 
Scheidungen aus dem Mitglied- 
schaftsverhältnis auszugehen. 
Durch die Einschränkung auf 
die Verletzung ,,wesentlicher" 
Interessen soll vermieden wer- 
den, daß nicht jede „Bagatel- 
le", die ein Mitglied bei der 
Agrarbehörde geltend macht, 
zur Aufhebung der Entschei- 
dung eines Organes der Agrar- 
gemeinschaft führt. Die Agrar- 
behörde soll weder als „Ge- 
schäftsführer" einer Agrarge- 
meinschaft in Anspruch ge- 
nommen werden, noch die 
Agrargemeinschaften bevor- 
munden können. Sie soll nur 
bei wesentlichen Rechtsver- 
stößen kontrollierend eingrei- 
fen, vor allem wenn es um den 
Schutz wesentlicher materieller 
Mitgliedschaftsrechte geht. 

Nach der Novelle wird die 
Aufsicht über die Agrarge- 
meinschaften durch die Agrar- 
behörde auf eine neue Basis 
gestellt. Regelungen über 
Rechtsmittel und Rechtsmittel- 
zug gegen Verfügungen (Be- 
schlüsse) der Organe der 
Agrargemeinschaften (0 36 
Abs. 1 lit. e des Tiroler Flur- 
verfassungslandesgesetzes 
1996) sollen nicht mehr in den 
Satzungen, sondern unmittel- 
bar im Gesetz getroffen wer- 
den ($ 37 Abs. 7 der Novelle). 
$ 37 Abs. 6 in der neuen Fas- 
sung sieht die Aufhebung von 
rechtswidrigen Beschlüssen 
von Agrargemeinschaften 
durch die Agrarbehörde von 
Amts wegen nur mehr dann 
vor, wenn wesentliche Interes- 
sen der Agrargemeinschaft 
oder ihrer Mitglieder verletzt 
werden. Nach dem Ablauf von 
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drei Jahren nach der Be- 
schlußfassung darf eine Auf- 
hebung nicht mehr erfolgen. 
Damit erfolgt auch eine Klar- 
Stellung, daß solche aufsichts- 
behördliche Maßnahmen nicht 
zeitlich unbegrenzt gesetzt 
werden können. Dies trägt 
auch zur Rechtssicherheit bei. 

Über Streitigkeiten zwi- 
schen der Agrargemeinschaft 
und ihren Mitgliedern oder zwi- 
schen den Mitgliedern unterein- 
ander aus dem Mitgliedschafts- 
Verhältnis hat wie bisher (§ 37 
Abs. 2 des Tiroler Flurverfas- 
sungslandesgesetzes 1996) auf 
Antrag die Agrarbehörde unter 
Ausschluß des Rechtsweges zu 
entscheiden (0 37 Abs. 7 erster 
Satz der Novelle). Hier geht es 
vor allem um Streitigkeiten be- 
treffend den Bestand und die 
Ausübung der Anteilsrechte 
(vgl. Lang, Tiroler Agrarrecht 
11, 1991, S. 214)". 

Der neue Gesetzes- 
text dazu: 

„Über Streitigkeiten zwi- 
schen der Agrargemeinschaft 
und ihren Mitgliedern oder zwi- 
schen den Mitgliedern unterein- 
ander aus dem Mitgliedschafts- 
Verhältnis hat auf Antrag die 
Agrarbehörde unter Ausschluß 
des Rechtsweges zu entschei- 
den. Solche Anträge sind 
schriftlich bei der Agrarbehör- 
de einzubringen und zu begrün- 
den. Richten sich solche Anträ- 
ge gegen Beschlüsse der Voll- 
versammlung, so sind sie inner- 
halb von zwei Wochen nach der 
Beschlußfassung, richten sie 
sich gegen Beschlüsse oder 
Verfügungen anderer Organe 
der Agrargemeinschaft, so sind 
sie innerhalb von zwei Wochen 
nach der satzungsgemäßen Be- 
kanntmachung einzubringen. 
Anträge von Mitgliedern, die 
einem Beschluß zugestimmt 

ERNST DERFESER 
Ihr Partner bei: 

Rekultivierungen 
Güterwegebau 
Kranarbeiten 
Transportbeton 
Sand, Splitt und Schotter 

Büro Schwaz Schotterwerk Betonwerk 
lndustriestraße 2 Vomperbach Vomperbach 
Tel. 0 52 42/69 89-0 
Fax 0 52 42/71 0 56 

Tel. 0 52 42/71 2 21 
0 52 42/71 2 71 

Tel. 0 52 42/64 3 33 

haben oder die trotz ordnungs- 
gemäßer Einladung an der Be- 
schlußfassung nicht teilgenom- 
men haben, sind nicht zulässig. 
Die Agrarbehörde hat Be- 
schlüsse (Verfügungen) von Or- 
ganen der Agrargemeinschaft 
aufmheben, wenn sie gegen 
dieses Gesetz oder gegen den 
Regulierungsplan einschließ- 
lich eines Wirtschaftsplanes 
oder einer Satzung verstoßen, 
und dabei wesentliche Interes- 
sen des Antragstellers verlet- 
zen" (8 37 Abs. 7). 

Durch das Wort „wesent- 
lich'' soll gewährleistet wer- 
den, so wird in den EB dazu 
weiter ausgeführt - daß in 
Streitverfahren vor der Agrar- 
behörde die eine Entscheidung 
tragende Mehrheit der Agrar- 
gemeinschaft auch Anspruch 
auf Schutz vor einer Minder- 
heit hat, welche die Hand- 
lungsfähigkeit der Agrarge- 
meinschaft durch die Anfech- 
tung von Verstößen gegen for- 
melle Normen, durch die sie 

aber in ihren materiellen Rech- 
ten nicht verletzt wird, zu be- 
einträchtigen sucht. Die den 
Vorgang der Willensbildung 
regelnden Bestimmungen für 
eine Agrargemeinschaft sind 
nicht Selbstzweck, sondern 
dienen vielmehr der Verwirkli- 
chung der körperschaftlichen 
Autonomie, indem sie die an- 
teilsentsprechende Teilhabe 
des einzelnen Körperschafts- 
mitgliedes am Willensbil- 
dungsprozeß ebenso gewähr- 
leisten sollen, wie die Hand- 
lungsfahigkeit der Körper- 
schaft selbst (vgl. Erkenntnis 
des VwGH vom 19. Mai 1994, 

Bei Streitigkeiten über Be- 
schlüsse und Verfügungen von 
Organen der Agrargemein- 
schaften (0 37 Abs. 7 des Ent- 
wurfes) soll eine Behebung da- 
her nur dann erfolgen, wenn 
wesentliche Interessen des be- 
schwerdeführenden Mitgliedes 
der Agrargemeinschaft verletzt 
werden. Nur objektive Rechts- 

94/07/0045). 
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Verletzungen durch einen Be- 
schluß eines Organes der 
Agrargemeinschaft kann ein 
Mitglied damit nicht mehr gel- 
tend machen. Auch ist es nicht 
Aufgabe eines Mitgliedes, die 
Agrargemeinschaft selbst zu 
schützen. Dies fallt vielmehr in 
den Aufgabenbereich der ge- 
setzlich eingerichteten Organe 
der Agrargemeinschaft. Die 
Agrargemeinschaft steht ja 
auch unter der Aufsicht der 
Agrarbehörde. 

Bei der Beurteilung der 
Wesentlichkeit der verletzten 
Interessen des beschwerde- 
führenden Mitgliedes werden 
auch der Zweck der Agrarge- 
meinschaft und die im 3 37 
Abs. 5 des Tiroler Flurverfas- 
sungslandesgesetzes 1996 vor- 
gegebenen weiteren Kriterien 
wie etwa „die zu erwartenden 
Belastungen", die „Größe und 
die finanzielle Leistungsfahig- 
keit der Agrargemeinschaft", 
„der Umfang und die Art der 
von der Agrargemeinschaft zu 

besorgenden Aufgaben" zu 
berücksichtigen sein. 

Die Novelle bringt für die 
agrarbehördliche Aufsicht und 
für Streitigkeiten aus dem Mit- 
gliedschaftsverhältnis zusam- 
menfassend also folgende we- 
sentliche Neuerungen bzw. 
Klarstellungen: 
U Das amtswegige Eingreifen 
der Agrarbehörde als Auf- 
sichtsbehörde gegenüber 
Agrargemeinschaften durch 
Behebung von Agrargemein- 
schaftsbeschlüssen ist nicht 
mehr unbegrenzt möglich, son- 
dem zeitlich auf 3 Jahre nach 
der Beschlußfassung begrenzt. 
Voraussetzung für Eingriffs- 
maßnahmen der Agrarbehörde 
dieser Art sind die Verletzung 
,,wesentlicher Interessen der 
Agrargemeinschaft oder ihrer 
Mitglieder". 

Bei der Beurteilung der We- 
sentlichkeit, d.h. der Wertigkeit 
von verletzten Interessen des 
beschwerdeführenden Mitglie- 
des, ist auch auf den ,,Zweck 

RINDERZUCHTVERBAND SALZBURG 
Erzeugergemeinschaft für Zucht- & Nutzrinder 

Telefon 0 65 42/68 2 29-0 
Telefax 0 65 42/68 2 29-81 

A-5751 MAISHOFEN 96 

Versteigerungstermine 1998 
Verstg.-Ni 

680. 
681. 
682. 
683. 
684. 
685. 
686. 
687. 
688. 
689. 
690. 
691. 
692. 

Tag 
Donnerstag 
Donnerstag 
Donnerstag 
Donnerstag 
Donnerstag 
Donnerstag 
Donnerstag 
Donnerstav 
Donnerstag 
Donnerstag 
Donnerstag 
Donnerstag 
Donnerstag 

Datum 
8. Jänner 

29. Jänner 
26. Februar 
26. März 
30. April 
4. Juni 

20. August 
17. September 

8. Oktober 
22. Oktober 

5. November 
19. November 
10. Dezember 

Auftrieb 

weibl. Tiere 
weibl. Tiere 

Stiere (Fv), weibl. Tiere 
Stiere (Pi), weibl. Tiere 
Stiere (FV), weibl. Tiere 

weibl. Tiere 
weibl. Tiere 

Stiere (N), weibl. Tiere 
weibl. Tiere 
weibl. Tiere 

Stiere, weibi. Tiere 
Herbststiermarkt, weibl. Tiere 

weibl. Tiere 

Rassen 

Fv- SB- Pi 
PI - S B - F v  
Fv- S B -  PI 
PI - S B -  Fv 
FV-  SB - PI 
Pi - SB - Fv 
PI - S B -  Fv 
Fv- SB-  PI 
Fv- S B -  PI 
PI - S B -  Fv 

Fleckvieh 
Pinzgauer 

Fv- SB - PI 

Auch Nmkälber und Einneller werden slandig angeboten * Leukosefreiheit aller Milgliedsbestande 
Alle weiblichen Tiere sind geweidet und auf IBRnPV-Freiheit untersuch1 * Amtliche Milchleiotungskontroll~ - Eutergesundheitnkontrolle 

Auftrieb und Bewertung a n  Vomag * V e ~ n e ~ ~ e r u ~ s b ~ i n ~ Z u c h i k a l b e ~  - 8 30 Uhr / Cioiirinder - 9 00 Uhr 
W e ~ i c i p e r u ~ s o h e ~ f o l g e T i e r c  in Milch alle SE -Zuchtstiere -Tiere Irachiig 
- - - - - - - - - - - - - - - - - 

der Agrargemeinschaft" sowie 
,,die zu erwartenden Belastun- 
gen'', die „Größe und die finan- 
zielle Leistungsfähigkeit der 
Agrargemeinschaft", „den Um- 
fang und die Art der von der 
Agrargemeinschaft zu besor- 
genden Aufgaben" abzustellen. 
U Bei Streitigkeiten aus dem 
Mitgliedschaftsverhältnis aus 
Anlaß eines in Beschwerde ge- 
zogenen Gemeinschaftsbe- 
schlusses kann ein Agrarge- 
meinschaftsmitglied nur seine 
wesentlichen materiellen Mit- 
gliedschaftsrechte geltend ma- 
chen: 
n Schon im Antrag an die 
Agrarbehörde sind die Streit- 
Situation und insbesondere die 
Verletzung wesentlicher mate- 
rieller Mitgliedschaftsrechte 
des antragstellenden Agrarge- 
meinschaftsmitgliedes darzu- 
legen (zu begründen, 3 37 Abs. 
7, 2. Satz). 
=Wenn sich ein Antrag auf 
Streitentscheidung gegen Be- 
schlüsse oder Verfügungen 
von Organen der Agrarge- 
meinschaft richtet, dann sind 
solche Anträge innerhalb von 2 
Wochen nach der Beschlußfas- 
sung in der Vollversammlung 
oder nach der satzungsmäßi- 
gen Bekanntmachung einzu- 
bringen. Bisher war in den Sat- 
zungen der Agrargemeinschaf- 
ten in Tirol zumeist eine Frist 
von einer Woche vorgesehen. 
U Ein Agrargemeinschaftsmit- 
glied ist nicht berechtigt, nur 
objektive Rechtsverletzungen 
durch einen Beschluß einer 
Agrargemeinschaft geltend zu 
machen, ohne daß in seine sub- 
jektiven Rechte eingegriffen 
würde. 
U Es ist auch nicht Aufgabe ei- 
nes Agrargemeinschaftsmit- 
gliedes, die Agrargemeinschaft 
selbst zu ,,schützen". Dies fallt 
vielmehr in den Aufgabenbe- 
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reich der gesetzlich eingerich- 
teten Organe der Agrargemein- 
Schaft. Die Agrargemeinschaft 
steht ohnehin auch unter der 
behördlichen Aufsicht der 
Agrarbehörde. 

Agrarbehörde als 
Aufsichtcbehörde 

Durch die dargestellte neue 
Gesetzeslage ist klargestellt, 
daß sich die Agrarbehörde als 
Aufsichtsbehörde gegenüber 
Agrargemeinschaften vorran- 
gig eben mit ,,wesentlichen 
Problemen" in der agrarge- 
meinschaftlichen Selbstvenval- 
tung zu befassen haben wird 
und beschwerdefuhrende 
Agrargemeinschaftsmitglieder 
in Streitverfahren vor der 
Agrarbehörde nur dann Aus- 
sicht auf „Erfolg" haben wer- 
den können, wenn sie in ihrem 
Antrag an die Agrarbehörde die 
wesentliche Verletzung nur ih- 
rer Mitgliedschaftsrechte gel- 
tend machen. Es kann nicht 
Aufgabe des beschwerde- 
führenden Agrargemeinschafts- 
mitgliedes sein, im Wege von 
Streitverfahren mit der Agrarg- 
meinschaft bei der Agrarbehör- 
de die Agrargemeinschaft 
selbst zu „schützen" und zu 
vertreten. Die Agrargemein- 
Schaft, die die Gemeinschafts- 
beschlüsse tragende Mehrheit 
von Agrargemeinschaftsmit- 
gliedern ist selber dazu berufen, 
„ihr" Interesse zu wahren. 

Bei aller Notwendigkeit 
des Rechtsschutzes für das ein- 
zelne Mitglied, welches sich 
wegen Verletzung seiner we- 
sentlichen Interessen gegen ei- 
nen Gemeinschaftsbeschluß 
wenden können soll, muß auch 
der Agrargemeinschaft bzw. 
der Mehrheit der Agrarge- 
meinschaftsmitglieder in Be- 
schlüssen von Organen der 
Agrargemeinschaften entspre- 

chender Rechtsschutz zum 
„Bestand" und zur Aufrechter- 
haltung der herbeigeführten 
Beschlüsse zukommen; das 
wesentliche wirtschaftliche 
Einzelinteresse des beschwer- 
deführenden Mitgliedes muß 
mit dem Interesse der Gemein- 
schaft an der umgehenden Ver- 
wirklichung der in den Be- 
schlüssen festgelegten Vorha- 
ben und Maßnahmen abgewo- 
gen werden. Demokratisch 
herbeigeführte Entscheidun- 
gen im Rahmen der Selbstver- 
waltung von Agrargemein- 
schaften und auf der Grundla- 
ge von Gesetz und Satzung 
müssen für die Gemeinschaft 
Geltung haben. Es kann nicht 
der Zweck von Streitverfahren 
bei der Agrarbehörde sein, Ge- 
meinschaftsbeschlüsse wegen 
jeder „Bagatelle" in ,,Gefahr" 
zu bringen. Die Gemeinschaft 
hat nämlich regelmäßig we- 
sentliches Interesse an der ra- 
schen Umsetzung gefaßter Be- 
schlüsse; z.B. soll der Bau ei- 
nes Erschließungsweges im 
Gemeinschaftsgebiet wegen 
günstiger Finanzierungs- und 
Förderungsmöglichkeit nicht 
hinausgezögert werden oder 
der Jagdpachtvertrag soll zum 
Beginn der Jagdsaison abge- 
schlossen sein, weil die Agrar- 
gemeinschaft nicht wegen ei- 
nes langandauernden Streitver- 
fahrens bei der Agrarbehörde 
selber die ordnungsgemäße 
Bewirtschaftung der Jagd or- 
ganisieren möchte. 

Interessencverletzung 
des Einspruchwerbers 

In fiinkunft wird es in sol- 
chen Streitverfahren nicht aus- 
reichen, vor der Agrarbehörde 
lediglich zu behaupten, der ge- 
plante Weg sei nicht sinnvoll 
oder die Jagd würde zu billig 
verpachtet und dadurch der 

Agrargmeinschaft ein Schaden 
entstehen. Wie bereits darge- 
legt, wird es künftighin nicht 
mehr ,,Obliegenheit" eines be- 
schwerdeführenden Mitgliedes 
sein können, allein das Interes- 
se der Agrargemeinschaft gel- 
tend zu machen. Vielmehr 
wird das Mitglied, welches 
sich in einer Streitentschei- 
dung gegen einen Gemein- 
schaftsbeschluß wendet, ledig- 
lich seine Interessensverlet- 
zung geltend machen können 
und darzulegen haben, worin 
und in welchem Umfang seine 
Interessensverletzung gelegen 
sein mögen, also nur in seinen 
„Sack" schauen können. Nur 
wenn wesentliche materielle 
Mitgliedsinteressen des Be- 
schwerdeführers verletzt wür- 
den, dürfte die Agrarbehörde 
in die Selbstverwaltung der 
Agrargmeinschaft durch Behe- 
bung des angefochtenen Ge- 
meinschaftsbeschlusses, als 
„Ergebnis" eines solchen 
Streitverfahrens eingreifen. 

Nach der alten Gesetzesla- 
ge und in der bisherigen Praxis 
agrarbehördlicher Aufsichts- 
tätigkeit hatte sich die Agrar- 
behörde fast ausschließlich mit 
dem ,,Interesse" des einzelnen 
beschwerdeführenden Mitglie- 
des zu befassen. Das Gemein- 
schaftsinteressse an der Ver- 
wirklichung und Umsetzung 
von beschlossenen Maßnah- 
men, die Eigenverwantwor- 
tung wie ein gewisser „Re- 
spekt" vor demokratisch her- 
beigeführten Entscheidungen, 
die Ermöglichung der für das 
Funktionieren der Gemein- 
schaft erforderlichen Hand- 
lungs- und Entscheidungs- 
fahigkeit von Agrargemein- 
schaften sind in diesen Verfah- 
ren durchwegs „zu kurz" ge- 
kommen. Das Erfordernis des 
Vorliegens eines wesentlichen + 
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Recht 

Hofrat D,: Josef 
Guggenberger ist 
Abteilunsvorstand 
der Agrarbehörde 
I. Instanz beim Amt 
der Tiroler Landes- 
regierung 

Interesses des eine Streitent- 
Scheidung bei der Agrarbehör- 
de betreibenden Mitgliedes, als 
notwendige Voraussetzung für 
eine „erfolgreiche" Streitent- 
Scheidung bei der Agrarbehör- 
de, dürfte wohl eine grundle- 
gende Änderung in der „Ge- 
wichtung" und in der Praxis 
der agrarbehördlichen Streit- 
entscheidungen wie auch in 
der Tätigkeit als Aufsichts- 
behörde über Agrargemein- 
schaften bewirken, 

Ertragsverteilung und 
Darlehensaufnahmen 

Ertragsverteilungen und 
Darlehensaufnahmen unterlie- 
gen nicht mehr der agrar- 
behördlichen Genehmigungs- 
Pflicht; mehr Autonomie für 
Agrargemeinschaften: 

Im Rahmen der den Agrar- 
gemeinschaften zukommenden 
Privatautonomie und Eigenver- 
antwortung wissen diese recht 
gut abzuschätzen, inwieweit 
vorhandene Geldmittel (z.B. Er- 
träge und Ersparnisse) als Be- 
triebsfonds zur Bestreitung lau- 
fender Ausgaben oder m Be- 
streitung einer anstehenden 
größeren Investition (für An- 
kauf von Wald oder Alm- 
flächen, von Maschinen, zum 
Bau von Wegen oder Gebäu- 
lichkeiten) erforderlich sind und 
damit in der ,,Gemeinschafts- 
kassa" erhalten bleiben sollen; 
es muß den Agrargemeinschaf- 
ten überlassen bleiben, darüber 
zu entscheiden, ob und wieviel 
vom vorhandenen Geldbestand 
an die Agrargemeinschaftsmit- 
glieder ausbezahlt wird. Eine 
agrarbehördliche Genehmigung 
für jeden Beschluß zur Ertrags- 
Verteilung ist nicht (mehr) er- 
forderlich (§ 37 Abs. 4 lit. a). 
Dieselben Überlegungen tref- 
fen auch für Beschlüsse zur 
Aufnahme von Darlehen, m 

Umwandlung von Schulden, 
zur Übernahme einer Haftung 
und zur Gewährung von Darle- 
hen (0 37 Abs. 4 lit. b) zu. All 
diese Entscheidungen (Be- 
schlüsse) sollen eigenverant- 
wortlich von den zuständigen 
Organen der Agrargemein- 
schaften getroffen (beschlos- 
sen) werden. Eine Notwendig- 
keit für eine aufsichtsbehördli- 
che Maßnahme (,,bürokratische 
Vorsorge") im Sinne eines 
agrarbehördlichen Genehmi- 
gungsvorbehaltes für die zuvor 
genannten Beschlußfassungen 
erscheint in der heutigen Zeit 
nicht gegeben. 

Keine Parteinahme 

Der Agrarbehörde war es 
schon bisher rechtens ver- 
wehrt, bei ihrer Aufsichtstätig- 
keit gegenüber Agrargemein- 
schaften (z.B. bei der Geneh- 
migung von Beschlüssen zu 
Ertragsverteilungen) etwa 
„Parteinahme" zugunsten der 
leider immer weniger werden- 
den Bewirtschafter (Bauern) 
unter den Agrargemeinschafts- 
mitgliedern gegenüber Nicht- 
bauern in der Gemeinschaft zu 
ergreifen. Sollte eine beschlos- 
sene Ertragsverteilung tatsäch- 
lich im Einzelfall regulie- 
rungsplanwidrig (z.B. wegen 
wesentlicher Verletzung von 
Gemeinschaftsinteressen, 
wenn die Agrargemeinschaft 
Erhaltungsaufgaben für Ge- 
meinschaftseinrichtungen 
gröblich vernachlässigen wür- 
de) sein, so könnte die Agrar- 
behörde ohnehin als Aufsichts- 
behörde nach $ 37 Abs. 6 
i.V.m. den Abs. 2 U. 3 vorge- 
hen. In der Praxis wurde schon 
bisher höchst selten die agrar- 
behördliche Genehmigung von 
Agrargemeinschaftsbeschlüs- 
sen zur Verteilung von Er- 
tragsüberschüssen oder zur 

Aufnahme oder zur Ge- 
währung von Darlehen ver- 
sagt. Die Praxis zeigt also, daß 
die Agrargemeinschaften im 
Laufe der Jahre und Jahrzehnte 
als Selbstverwaltungskörper 
längst „erlernt" haben, mit 
ihrem Besitz und ihrem Ver- 
mögen verantwortungsvoll 
umzugehen. 

Die Errichtung oder die 
Beteiligung an erwerbswirt- 
schaftlichen Unternehmen 
(Gesellschaften) - z.B. an Lift- 
unternehmen - ist für Agrarge- 
meinschaften sicherlich mit 
größeren Risken, im Einzelfall 
möglicherweise bis zur Exi- 
stenzgefahrdung, verbunden. 
Die Beibehaltung der agrar- 
behördlichen Genehmigungs- 
Pflicht für agrargemeinschaft- 
liche Entscheidungen (Be- 
schlüsse) dieser Art erscheint 
daher gerechtfertigt ( Q  37 Abs. 
4 i.d. neuen Fassung). Auch 
jede Veräußerung oder dauern- 
de Belastung agrargemein- 
schaftlicher Grundstücke un- 
terliegt weiterhin der agrar- 
behördlichen Genehmigungs- 
Pflicht ($ 40 Abs. 1). Ob dies 
in dieser ,.Ausprägung" erfor- 
derlich ist, mag dahingestellt 
bleiben. Der Bundesgrundsatz- 
gesetzgeber gibt dem Landes- 
gesetzgeber bislang jedenfalls 
noch eine so weitgehende 
agrarbehördliche Genehmi- 

In der nächsten Folge wird 
der Artikel von HR Dr. Guggen- 
berger mit der praxisbezogeneren 
Gestaltung von Einladungen zur 
Vollversammlung, dem Wegfall 
der Genehmigungspjlicht bei Tei- 
lungen unter bestimmten Umstän- 
den, dem Entfall der Zustimmung 
der Agrargemeinschaft beim Er- 
werb einer Mitgliedschaft durch 
ein Nichtmitglied und den Über- 
gangsregelungen fortgesetzt und 
abgeschlossen. 

gungspflicht vor. 
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